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Zwei Mülllaster krachen

auf Lahnstraße ineinander

Gießen (sha). Ein voll beladener Müll-
laster – laut Polizei 26 Tonnen schwer – ist
am Donnerstagmittag auf der Lahnstraße
ins Rutschen geraten und hat einen ande-
ren Müllwagen gerammt. Zwei Personen
wurden leicht verletzt.

Wie ein Polizeisprecher berichtete, wollte
der 38-jährige Fahrer des voll beladenen
Lasters vom Hüttenweg kommend in die
Lahnstraße einbiegen. Wegen überfrorener
Nässe gelang es dem Mann jedoch nicht,
den Müllwagen anzuhalten. Deshalb prallte
der Lkw in die Seite eines anderen Mülllas-
ters, der gerade auf der Lahnstraße vorbei-
fuhr. Durch die Wucht der Kollision wurden
der 44-jährige Fahrer sowie der 45-jährige
Beifahrer in diesem Laster leicht verletzt.
Außerdem riss der Tank dieses Fahrzeugs
auf, die Mülltrommel und eine der Hinter-
achsen des Lasters verzogen sich. Der Un-
fallverursacher und sein 28-jähriger Bei-
fahrer blieben unverletzt.

Acht Einsatzkräfte der Berufsfeuerwehr
streuten den Kreuzungsbereich großflächig
mit Bindemittel ab – ein Ablaufen des
Treibstoffs in die Kanalisation konnte ver-
hindert werden. Später wurde die Fahr-
bahn von einer Spezialfirma gereinigt. Die
Unfallfahrzeuge mussten von einem Kran-
fahrzeug abgeschleppt werden. Während
der Reinigungs- und Aufräumarbeiten war
die Lahnstraße mehrere Stunden gesperrt.
Die Höhe des entstandenen Sachschadens
war enorm: Knapp 200000 Euro schätzten
Polizeibeamte. (Foto: sha)

An den beiden Mülllastern entsteht ein
Schaden in Höhe von knapp 200000 Euro.

Darf das Sozialamt aufVorsorgeverträge mit Bestattern zugreifen? Diese Frage wird demnächst in Gießen verhandelt. (Foto: Schepp)

»Würdevoll ist das nicht«
Immer mehr alte Menschen
schließen für den Fall ihres
TodesVorsorgeverträge mit
Bestattern ab. Aber was
passiert mit solchenVerträgen,
wenn das Sozialamt die
Kosten für die Heimpflege
übernehmen muss und auf das
Vermögen der Senioren
zugreift? Um diese Frage ist
in Gießen ein Rechtsstreit
entbrannt. Eine 87-jährige
Heimbewohnerin klagt gegen
das Kreissozialamt.

Von Burkhard Möller

Der Sozialstaat ist teuer, und oft geht es
um jeden Euro – auch am Ende des Le-

bens. Zwei Traueranzeigen in der Lokalpres-
se für knapp 400 Euro, Blumenschmuck für
175 Euro und eine Urne für 220 Euro. Aus
Sicht des Sozialamts des Landkreises Gießen
ist das alles »keinesfalls erforderlich«, um
würdevoll bestattet zu werden. Das sehen die
87-jährige Bewohnerin eines Gießener Pfle-
geheims und ihre engsten Angehörigen an-
ders. Die Behörde handele »eben nicht wür-
devoll«, sagt der Schwiegersohn.

Die alte Dame, die seit Oktober 2015 in ei-
nem Gießener Heim lebt und seit vergange-
nem Juni Sozialhilfe zur Deckung von Pfle-
gekosten erhält, wollte die Gewissheit, am
Ende eines langen Lebens würdevoll im Fa-
miliengrab bestattet zu werden. Mit dem
Wiesecker Bestattungsunternehmen Kümmel
schloss sie einen Vorsorgevertrag in Höhe
von 6300 Euro ab und beglich die Bestat-
tungskosten aus ihrem privaten Restvermö-
gen. Aber das Kreissozialamt erkennt Be-
stattungsvorsorgeverträge generell nur bis
zu einer Höhe von 4000 Euro als zusätzliches
Schonvermögen an und rechnete die Diffe-
renz auf die Pflegekosten an. Der Schwieger-
sohn findet das »ungerecht«. Es handele sich
schließlich um »das eigene Geld« der

Schwiegermutter, das zweckgebunden für
die Bestattung angelegt wurde. »Es geht hier
nicht darum, dem Staat Geld vorzuenthal-
ten«, sagt er.

Die Streitfrage, in welcher Höhe Sozialäm-
ter Bestattungsvorsorgeverträge anerkennen,
ist nicht neu. Hermann Hubing, Geschäfts-
führer des in Bad Wildungen ansässigen
Deutschen Instituts für Bestattungskultur
(DIB), treibt das Thema seit Jahren um. So
um die zehn Prozesse, die bedürftige Senio-
ren bundesweit gegen Sozialämter geführt
haben, hat der Interessenverband der Bestat-
tungsunternehmen, dem auch die Firma
Kümmel angehört, begleitet – und »alle ge-
wonnen«, wie er sagt. Für die Klage der
87-jährigen Gießenerin ist Hubing regelrecht
dankbar. »Das Gießener Kreissozialamt ist
bundesweit mit am restriktivsten, was den
Umgang mit Vorsorgeverträgen betrifft«, sagt
Hubing. Leider entschieden sich viel zu we-
nige Betroffene für den Klageweg. »Es geht
um ein Klientel, das aufgrund des hohen Al-
ters nicht konfliktfähig ist«, erklärt der in
Kleinlinden lebende DIB-Chef. Sein Verband
führt ein Treuhandkonto, auf das die Mit-
gliedsunternehmen die Gelder aus den Vor-
sorgeverträgen einzahlen. Die Verfahrenskos-
ten im Gießener Fall, der vor dem hiesigen
Sozialgericht verhandelt wird, wird das DIB
übernehmen, sagt Hubing zu.

Nach seiner Überzeugung handelt der
Landkreis in zweierlei Hinsicht »klar rechts-
widrig«. Erstens dürften solche Fälle nicht
pauschal betrachtet, sondern müssten indivi-
duell beurteilt werden. Und zweitens hätten

Gerichte mehrfach klargestellt, dass zu ei-
nem »angemessenen« Bestattungsvorsorge-
vertrag, für den nicht die Einschränkungen
einer Sozialbestattung gelten, die Durchfüh-
rung einer Trauerfeier und einer Bestattung
sowie ein Grabmal und die Grabpflege ge-
hörten. Hubing verweist unter anderem auf
ein Urteil des Bundessozialgerichts vom
März 2008. Es gab damals einer Klägerin aus
Norddeutschland Recht, die einen Vorsorge-
vertrag in Höhe von 6000 Euro abgeschlos-
sen hatte. Die Teilverwertung dieses Geldes
durch den Sozialhilfeträger stelle eine inak-
zeptable Härte dar, entschied das höchste
deutsche Sozialgericht.

Hohe städtische Kosten

Der Schwiegersohn der Gießener Klägerin
wehrt sich gegen den vom Kreissozialamt im
Schriftverkehr vermittelten Eindruck, es
handele sich um so etwas wie eine Luxusbe-
erdigung. »Das ist eine ganz normale Bestat-
tung. Wir haben uns im Vertrag bei der Ein-
äscherung zum Beispiel für den billigen So-
zialsarg entschieden.« Das Problem sei der
in Gießen hohe städtische Kosten- bzw. Ge-
bührenanteil in Höhe von gut 3000 Euro. In-
sofern sei das Argument des Sozialamts, es
berücksichtige mit der Anerkennung von
4000 Euro die »ortsüblichen« Gegebenheiten,
falsch. »Für 4000 Euro kann man in Gießen
mittlerweile eine Person nicht beerdigen –
und schon gar nicht würdevoll«, betont der
Angehörige. So sei der teuerste Posten die
Bestattung im Familiengrab; günstiger wäre
ein Einzelgrab. Wäre es indes »würdevoll«,
die Asche der Schwiegermutter entgegen
dem eigenen Wunsch nicht neben Tochter
und Ehemann zu bestatten, um rund 1000
Euro zu sparen?, fragt der Schwiegersohn.

Der Landkreis hatte der Tochter der
87-Jährigen im Widerspruchsbescheid von
Mitte Oktober erläutert, sie könne die Mehr-
kosten für die Bestattung nach dem Tod ih-
rer Mutter ja aus dem normalen Schonver-
mögen in Höhe von 2600 Euro zahlen.

Gegenüber der GAZ mochte sich die Be-
hörde zu dem Fall nicht äußern. Es handele
sich um ein laufendes Verfahren, teilte die
Kreispressestelle Mitte Dezember mit. Die
Klage wurde am 8. November beim Sozialge-
richt von einer Fachanwältin aus Wiesbaden
eingereicht.

7000 Euro als Richtwert

Die Stiftung Warentest hat es ausgerechnet:
Eine Bestattung kostet im Durchschnitt in
Deutschland zwischen 7000 und 8500 Euro.
Die 7000 Euro spielten als Richtwert be-
reits 2008 beim Urteil des Bundessozialge-
richts eine wichtige Rolle. Da es in diesem
Fall um einen Vorsorgevertrag in Höhe von
»nur« 6000 Euro ging, kam das Gericht zum
Ergebnis, dass dieser Betrag für eine nor-
male Bestattung »angemessen« sei und kein
Grund sein dürfe, einen Antrag auf Über-
nahme von Pflegekosten abzulehnen. Die
beantragte Sozialhilfe war zu gewähren.

❯ Die Polizei meldet

Unfallflucht am Brandplatz – Vom Brand-
platz in Richtung Landgraf-Philipp-Platz
war der Fahrer eines Golf am Mittwoch ge-
gen 21.15 Uhr unterwegs, als er mit dem
Volkswagen gegen einen geparkten Ford
stieß. Dabei entstand an hinterem Radlauf
und Stoßstange des grauen Focus ein Sach-
schaden von mindestens 700 Euro. Ohne
sich darum zu kümmern, setzte der Unbe-
kannte seine Fahrt fort. Der Golf-Fahrer,
der allein im Fahrzeug saß, wird als etwa 30
bis 35 Jahre alt, 1,70 Meter groß und mit
schlanker Figur und kurzen Haaren be-
schrieben. Der Golf – vermutlich Typ 4 –
soll silberfarben sein, ein Gießener Kenn-
zeichen haben und an der Front möglicher-
weise beschädigt sein. Hinweise an die Po-
lizei, Tel. 0641/7006-3755.

Fahrraddiebstahl in Bahnhofstraße – Aus
einem Hinterhof in der Bahnhofstraße ent-
wendeten Unbekannte am Mittwoch zwi-
schen 10 und 10.30 Uhr ein Mountainbike.
Das schwarz-blaue Rad vom Hersteller
Schauff, Typ Ridge Trail, hat nach Angaben
der Polizei einen Wert von 500 Euro.

Anzeige

Der Verlust von Zähnen, sei es durch Karies, Paro-
dontose, Unfall und/oder Krankheit, ist in erster
Linie sicherlich ein kosmetisches Problem. Denn
kaum etwas wirkt sympathischer als ein Lächeln,
das gesunde und vollkommene Zähne zeigt.
Fehlende Zähne sind jedoch auch medizinisch be-
denklich, weil es dadurch im gesamten Kiefer-
bereich zu ungünstigen Veränderungen kommt.
Aber keine Sorge, fast jeder Zahn kann ersetzt
werden. Immer mehr Menschen entscheiden sich
deshalb für Implantate.

Spezialist informiert
Als Referenten konnten wir den Münzenberger Zahnarzt

Dr. med. dent. Reiner Eisenkolb MSc.
gewinnen, der als Master of Science
Implantologie den höchsten Universi-
tätsabschluss in diesem Fachgebiet
besitzt.
Er ist seit vielen Jahren implantolo-
gisch tätig und seit 2007 Spezialist für
minimalinvasive Implantologie.

Dr. med. dent. Reiner Eisenkolb MSc.: „Mein Vortrag er-
klärt, wie mit Zahnimplantaten festsitzender und ästhe-
tischer Zahnersatz entsteht.
Dabei zeige ich auf, welche Versorgungsmöglichkeiten es
gibt und erkläre, wie sich auch schwierige Fälle erfolg-
reich behandeln lassen.“

Minimalinvasive Implantation
(Schlüsselloch-OP, auch in der Zahnmedizin)
Implantate sind künstliche Zahnwurzeln, die chirurgisch in
den Unter- bzw- Oberkiefer eingebracht werden und dort
die Funktion der Zahnwurzel als Träger für den Zahnersatz
(Festsitzend, Herausnehmbar) übernehmen. Dabei unter-
scheidet man zwischen dem klassischen Konzept und der
minimalinvasiven Methode - wobei letztere heute in vie-
len Fällen anwendbar ist.

Patientenschonend und nahezu schmerzfrei
Das Besondere an diesem Verfahren ist, dass der chi-
rurgische Eingriff auf das Minimalste reduziert wird.
Denn es ist lediglich eine feine Bohrung direkt durch das
Zahnfleisch nötig. Dies bedeutet für den Patienten, eine
nahezu unblutige, äußerst schonende Einbringung der Im-

plantate mit deutlich weniger Schmerzen, Schwellungen
oder Infektionen.

Schnell und zuverlässig
So wird dem Patienten eine nahezu schmerzfreie Wund-
heilung mit deutlich weniger Zahnarztsitzungen als beim
klassischen Verfahren ermöglicht. Sind alle Voraussetzun-
gen erfüllt, kann der Zahnersatz bereits in 12 bis 14 Tagen
nach Implantation angefertigt werden. Daher entfällt in
den meisten Fällen das monatelange Tragen einer her-
ausnehmbaren provisorischen Versorgung.

Kostengünstig und hochwertig
Die Erfolgsergebnisse mit einteiligen Implantaten (mini-
malinvasiv) stehen der konventionellen Methode in nichts
nach. Aufgrund des geringen zeitlichen Aufwandes beim
Setzen des Implantats und bei der Abformung ist die ge-
samte Behandlung zudem deutlich kostengünstiger.

Noch ein kurzes Wort über uns
Wenn Sie mehr über die Arbeit des Vereins für Gesund-
heitWissen erfahren möchten, besuchen Sie uns unter
www.gesundheit-wissen.info

„Festsitzende Zähne in 14 Tagen“ – mit minimalinvasiver Implantation
Besuchen Sie unser öffentliches Patientenseminar am Freitag, 13.01.2017 um 18 Uhr im Hotel Römer, Butzbach

ÖFFENTL I CHES PAT I ENTENSEMINAR

„Festsitzender Zahnersatz in 14 Tagen“
Freitag, 13. Januar 2017, um 18.00 Uhr

Hotel Römer
Jakob-Rumpf-Straße 2, 35510 Butzbach

Gastreferent ist
Dr. med. dent. R. Eisenkolb MSc.

Master of Science Implantologie
Münzenberg

MINIMAL INVAS IVE ZAHNIMPLANTAT ION
Aus organisatorischen Gründen wird um telefonische Anmeldung gebeten. 0 60 32 - 86 98 436.
Die Teilnahme ist kostenfrei.

Eine Veranstaltung des
Vereins für GesundheitWissen
Wir freuen uns auf Ihren Besuch


